
Helvetaswehrt sichgegen
SparpläneausBundesbern
Leandra Sommaruga

Zwei Milliarden Franken will der Ständerat bei der internationalen Zusammenarbeit
kürzen, zugunsten der Armee. Was dies für die Hilfsorganisation bedeutet.

Noch immerkannMatthiasHerr
nicht fassen, was sich Anfang
Juni im Ständerat abgespielt hat.
Er ist Teamleiter der Abteilung
Osteuropa bei der Helvetas,
einer Schweizer Nichtregie-
rungsorganisation für Entwick-
lungszusammenarbeit und hu-
manitäreHilfe.Herr ist aufKurz-
besuch in der Schweiz. Von hier
fliessen jährlich 21 Millionen
Franken in seine Abteilung. Das
könnte sich bald ändern.

DerStänderathatteentschie-
den, bei der Internationalen Zu-
sammenarbeit (IZA) indenkom-
mendenvier JahrenzweiMilliar-
denFrankenzusparen.DasGeld
soll stattdessen die Armee be-
kommen.Lieberaufrüsten, statt
Entwicklungszusammenarbeit
zu leisten, war das Credo.

Von der Sparmassnahme be-
troffen wären möglicherweise
Länder wie Serbien, Bosnien
und Herzegowina, Kosovo oder
Albanien. Die Entwicklungszu-
sammenarbeit würde in 6 bis 8
von 34 Schwerpunktländern
eingestellt. Dies berichtete die
«Sonntagszeitung». Sie stützt
sich auf Angaben aus dem
Aussendepartement EDA.

«Das ist unglaublich kurzsichtig

DieKritik: Ineffizienz
undImagepflege

gedacht», sagt Herr. «Diese
Länder liegen vor unserer Haus-
tür.» Da müsse es im Interesse
des Landes sein, den Frieden in
der Region zu stärken, bevor es
zu einer Situation komme, in der
über Waffenlieferungen disku-
tiert werden müsse.

Helvetas fokussiert in Ost-
europa zum einen darauf, die
Wirtschaft anzukurbeln und die
Jugendarbeitslosigkeit zu sen-
ken. Zum andern sollen die Ver-
waltungs- und Regierungsfüh-
rung sowie die Zivilgesellschaft
gestärkt werden – etwa durch
Förderung öffentlicher Dienst-
leistungen oder die Beteiligung
der Bevölkerung an politischen
Prozessen. Allein letztes Jahr
habe Helvetas so über 725 000
Menschen in den Ländern des
Westbalkans und in Osteuropa
erreicht, sagt Herr.

In Albanien läuft derzeit bei-
spielsweise ein Projekt, das jun-
gen Menschen bei ihrer Wahl für
einen zukunftsträchtigen Beruf
hilft und sie in den Arbeitsmarkt
integriert «wie die Berufsbera-
tung in der Schweiz», sagt Herr.
Ein ähnliches Projekt führt die
Organisation im Kosovo durch –
ebenfalls mit dem Ziel, Perspek-
tiven vor Ort zu schaffen. Beide
sind finanziert durch die Direk-
tion für Entwicklung und Zu-

sammenarbeit (Deza). Über die
Laufzeit von vier Jahren kosten
diese zusammen 11,9 Millionen
Franken.

Nebst Albanien und Kosovo
ist Helvetas in Osteuropa auch
in Bosnien und Herzegowina,
Serbien und Nordmazedonien
sowie in Moldawien, Georgien
und der Ukraine tätig. Sie setzt
vierzehn Aufträge des Bundes
um und erhält 2024 dafür 12
Millionen Franken.
Aussichtenschaffen für
wenigerAuswanderung
Dass die Schweiz im Ausland
wertvolle und wichtige Arbeit
leiste, bezweifle er nicht, sagte
FDP-Ständerat Benjamin Müh-
lemann, als er den Sparvor-
schlag einbrachte. Doch darauf

folgte die gängige Kritik an der
Entwicklungszusammenarbeit
– sie sei ineffizient, es gäbe kei-
ne konkreten Resultate und sie
sei reine Imagepflege. Bei Län-
dern wie Serbien, Albanien oder
Nordmazedonien handelt es
sich zudem um EU-Beitrittskan-
didaten. So ist die Helvetas auch
mit der Frage konfrontiert, wie
lange solche Länder Hilfsgelder
erhalten sollten.

Herr sagt, es sei der falsche
Zeitpunkt, sich aus der Region
zurückzuziehen. Seit zwanzig
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JahrensetzesichHelvetas indie-

sen Ländern ein. «Über diese
Zeit konnte die Schweiz viel zur
Stabilität der Region beitragen.»
DiegeopolitischeSituationinder
Regionseikomplexundautoritä-
re Tendenzen, beeinflusst durch
China und Russland, nähmen
derzeit zu.DasArgumentder In-
effizienz lässternichtgelten.Die
Projektewürdenregelmässigex-
ternevaluiertundgenauauf ihre
Wirkung geprüft, sagt Herr.

Weder wirtschaftlicher noch
demokratischerFortschritt seien
alleindurchEntwicklungszusam-
menarbeit steuerbar, gesteht er,
doch: «Es ist in Zahlen zwar
schwierignachzuweisen,wieMi-
grationsströmeabnehmen,wenn
die Zukunftsaussichten in den
Heimatländern besser sind.
Dochklar ist:DieAnreize,auszu-
wandern, schwinden.» Der Uk-
raine-Kriegzeige,wie fragilFrie-
den in der Region sei und was
passiere, wenn Krieg ausbricht.

EinheissesEisen für
dieHerbstsession
Im September debattiert der Na-
tionalrat über den Sparvorschlag
des Ständerats. Die Haltung der
SVP ist klar. So erklärt Franz
Grüter (SVP/LU): «Ich halte die-
sen Vorschlag für richtig und
ausgewogen.» Er ist sich sicher,
dass die SVP den Vorschlag ge-
schlossen unterstützen werde.
Für Grüter sind gegenseitige
Wirtschaftsbeziehungen das
beste Mittel für Entwicklung;
Hilfsgelder hingegen nutz- und
wirkungslos.

Anders sieht das die SP.
«Vom Kürzungsvorschlag von
Herrn Mühlemann halte ich gar
nichts», sagt Cédric Wermuth
(SP/AG). Spare man bei der Ent-
wicklungszusammenarbeit,wer-
debei jenen gespart, die sicham
schlechtesten wehren könnten.
Zudem könne die Armee nicht
malbenennen,wofür sie zusätz-
liches Geld genau brauche. Der

SP-Nationalrat fürchtet: «Die
Wahrscheinlichkeit,dassderNa-
tionalratbeider IZAsparenwird,
ist gross.» Dass aber gleich zwei
Milliarden gekürzt werden,
schätzt er als unrealistisch ein.

Entscheidendwird imNatio-
nalrat sein, wie sich die Mitte-
Fraktion positioniert. Ihre Na-
tionalrätinnen winden sich um
eine klare Antwort. Nicole Ba-
randun (Mitte/ZH) sagt: «Die
Partei hat noch keinen Be-
schluss gefasst.» Im August wird
die Sicherheitskommission die
Armeebotschaft – damit auch
den Entscheid des Ständerats –
nochmals beraten. «Dass bei
der IZA so stark gekürzt wird,
dürfte in der Mitte kaum Chan-
cen haben», sagt Barandun.
Ähnlich sieht das Parteikollegin
Yvonne Bürgin (Mitte/ZH). Sie
sieht bei der humanitären Hilfe
kein Sparpotenzial, die Wirt-
schaftshilfe hingegen – auch Teil
der IZA – gelte es, genauer zu be-
trachten.

In der kosovarischen Hauptstadt Pristina arbeitet Helvetas mit den Gemeinden daran, die Bevölkerung in das Angebot öffentlicher
Dienstleistungen einzubinden. Bild: Christian Bobst
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